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Unterichtung 

durch das Europäische Parlament 

Entschließung zu den am 24. April 1975 vom Gemischten Parlamentarischen Ausschuß 
der Assoziation EWG-Türkei in Kopenhagen angenommenen Empfehlungen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

in Kenntnis der vom Gemischten Parlamentarischen Ausschuß 
der Assoziation EWG-Türkei auf seiner XIX. Tagung in Kopen- 
hagen vom 21. bis zum 24. April 1975 angenommenen Empfeh- 
lungen (Dok. 107/75), 

in Kenntnis des Berichts des Assoziierungsausschusses 
und der Stellungnahme des Landwirtschaftsausschusses (Dok. 

182/75) - 

1. billigt die vom Gemischten Parlamentarischen Ausschuß 
am 24. April 1975 angenommenen Empfehlungen; 

2. gibt der Hoffnung Ausdruck, daß im Hinblick auf eine Voll- 
mitgliedschaft der Türkei in den Europäischen Gemein- 
schaften auf dem Verhandlungswege dauerhafte Lösungen 
für die Streitfragen zwischen beiden Partnern gefunden 
werden können, und begrüßt in diesem Zusammenhang den 
von den Regierungschefs beider Länder bei ihrem Treffen 
am 31. Mai 1975 in Brüssel zum Ausdruck gebrachten Wil- 
len, eine friedliche Lösung der sie trennenden Probleme zu 
suchen; 

3. erinnert im Geiste der Erklärung der neun Außenminister 
am 13. Februar 1975 in Dublin an die Unterstützung durch 
die Gemeinschaft im Hinblick auf eine dauerhafte und ge- 
rechte Lösung der Zypernfrage auf der Grundlage der An- 
erkennung eines unabhängigen und souveränen Staates 
und gleicher Rechte für die beiden Inselgemeinschaften; 

4. ruft die verantwortlichen Stellen der Gemeinschaft auf, die 
von ihr gewährte Nahrungsmittelhilfe effektiv in die Wege 
zu leiten und zu verteilen, und zwar unabhängig von der 
Volkszugehörigkeit oder dem Wohngebiet der heimgesuch- 
ten Menschen; 

5. ist der Auffassung, daß die Verstärkung der im Laufe der 
letzten Jahre zwischen der Gemeinschaft und der Türkei 
geschaffenen Bindungen eine Intensivierung der Arbeiten 
der Assoziationsorgane sowie eine Anpassung ihrer Ar- 
beitsmethoden und Entscheidungsbefugnisse an die neuen 
Gegebenheiten erfordert; 
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6. bedauert es somit, daß der Assoziationsrat seit dem 14. Ok- 
tober 1974 nicht mehr getagt hat und nicht in der Lage war, 
die an ihn von Mitgliedern des Gemischten Parlamenta- 
rischen Ausschusses im Zusammenhang mit dem Funktio- 
nieren und der Weiterentwicklung der Assoziation gerich- 
teten Anfragen zu beantworten; 

7. hat mit Genugtuung den im Jahre 1974 verzeichneten wei- 
teren Anstieg des Handels zwischen der EWG und der 
Türkei zur Kenntnis genommen; 

8. fordert in diesem Zusammenhang den Assoziationsrat auf, 
im Hinblick auf die Verringerung des ansteigenden türki- 
schen Handelsbilanzdefizits gegenüber der EWG im Rah- 
men der in Artikel 35 des Zusatzprotokolls vorgesehenen 
ersten und zweiten Überprüfung auf dem Agrarsektor 
Modalitäten für neue Konzessionen zugunsten türkischer 
Agrarexporte zu prüfen; 

9. bringt seinen Wunsch zum Ausdruck, zwecks Annäherung 
der Wirtschaftspolitiken der Assoziationspartner, anläß- 
lich der multilateralen Verhandlungen im GATT-Rahmen 
eine Konzertierung zwischen der Gemeinschaft und der 
Türkei herbeizuführen; 

10. hofft, daß im Interesse der wachsenden finanziellen Zusam- 
menarbeit zwischen den beiden Parteien die Hindernisse 
im freien Kapitalverkehr innerhalb der Assoziation schritt- 
weise beseitigt werden können; 

11. bedauert es, daß der Assoziationsrat - gemäß Artikel 39 
des Zusatzprotokolls - bis heute noch keine Vorschriften 
auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit für die türkischen 
Arbeitnehmer und ihre Familien erlassen hat, die innerhalb 
der Gemeinschaft ihren Wohnsitz wechseln; 

12. hofft, daß die Kinder der in der Gemeinschaft beschäftigten 
türkischen Arbeitnehmer im Bereich der Bildung die glei- 
chen Möglichkeiten erhalten wie die Kinder der Gastländer 
- oder zumindest vergleichbar mit denen, die den Staats- 
bürgern der anderen Länder der Gemeinschaft geboten 
werden - und regt zu diesem Zweck die Schaffung gemisch- 
ter Ausschüsse aus einheimischen und türkischen Sachver- 
ständigen an, die die Aufgabe hätten, die konkreten Pro- 
bleme der Eingliederung der Kinder in die Schulsysteme 
der Gastländer zu untersuchen; 

13. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften, der Großen Türkischen Nationalver- 
sammlung, den Parlamenten der Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft und der türkischen Regierung zu übermitteln. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments vom 17. Juli 1975 - 00 198 719. 
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